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Wahlprogramm der WerteUnion zu 
der Landtagswahl 2026 in Baden-
Württemberg  

Vom grün -schwarzen Moral -Labor zurück zum erfolgreichen Muster-
ländle!  
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Warum die WerteUnion wählen? 

Das sagt ihr Spitzenkandidat Prof. Dr. Jörg Meuthen:  

Liebe Baden-Württemberger, 

unser schönes Bundesland war einmal ein Er-
folgsmodell: wirtschaftlich stark, bildungspo-
litisch führend, sicher und stabil ς nicht um-
sonst war damals in ganz Deutschland be-
ǿǳƴŘŜǊƴŘ ǾƻƳ αaǳǎǘŜǊƭŅƴŘƭŜά ŘƛŜ wŜŘŜΦ  

Heute erleben wir einen schleichenden Ab-
stieg ς verursacht durch ideologische grüne 
Politik und eine CDU, die ihre eigenen Grund-
werte längst aufgegeben hat. 

Die WerteUnion steht für den Neuanfang. Wir 
wollen klare Regeln statt politischer Beliebig-
keit, wirtschaftliche Vernunft statt 
Klimadogma, echte Bildung statt Gleichma-
cherei, sichere und bezahlbare Energie statt 
Rekordpreise und Versorgungslücken. Wir 
wollen ein freiheitliches, ein leistungsorien-
tiertes und ein heimatverbundenes Baden-Württemberg. 

Wenn Sie sich fragen, ob es trotz der unübersehbaren Signale des Niedergangs noch Hoff-
nung gibt ς dann sagen wir: Ja, aber nur mit einem klaren, konsequenten Kurswechsel. 
Deshalb: Wählen Sie WerteUnion. Für ein starkes, freies und zukunftsfestes Baden-Würt-
temberg! 

Herzlichst, 

Ihr Prof. Dr. Jörg Meuthen, Spitzenkandidat zur Landtagswahl 2026  
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1 Präambel 
Baden-Württemberg war einmal das leuchtende Vorbild für ganz Deutschland, eine der 
wirtschaftlich stärksten und zugleich schönsten Regionen Europas. Ein Land, das Wohl-
stand durch Fleiß, Erfindergeist und solide Politik geschaffen hat. Unter herausragenden 
Landesvätern wie Lothar Späth und Erwin Teufel sowie weitsichtigen und konsequenten 
Ministern wie Gerhard Mayer-±ƻǊŦŜƭŘŜǊ ŜǊǊŜƛŎƘǘŜ ǳƴǎŜǊ α[ŅƴŘƭŜά ŜƛƴŜ ƛƴŘǳǎǘǊƛŜƭƭŜΣ ǘŜŎƘƴƻƭƻπ
gische und bildungspolitische Spitzenposition in der Bundesrepublik. 

Es war das Zeitalter der wirtschaftlichen Vernunft, des gesellschaftlichen Zusammenhalts 
und der politischen Seriosität. Baden-Württemberg war ein Land, in dem man Leistung 
noch ehrte, wo der Staat ordnete, klaren Rahmen gab, aber nicht bevormundete ς ein 
[ŀƴŘΣ Řŀǎ ǿŜƛǘ ǸōŜǊ ǎŜƛƴŜ DǊŜƴȊŜƴ Ƙƛƴŀǳǎ ŀƭǎ αόIƛƎƘǘŜŎƘύIƻŎƘǘŜŎƘƴƻƭƻƎƛŜ-[ŅƴŘƭŜά bekannt 
wurde. 

Heute hingegen steht Baden-Württemberg an einem Wendepunkt. Die grüne Ideologie, 
flankiert von einer CDU, welche längst ihre eigenen Prinzipien aufgegeben hat, hat unser 
Bundesland tiefgreifend verändert ς und nicht zum Guten. Die einst prosperierende In-
dustrieregion verliert zunehmend an Wettbewerbsfähigkeit, Energiepolitik wird auf Kosten 
der Versorgungssicherheit betrieben, die mittelständische Wirtschaft als tragende Säule für 
Arbeit und Wachstum leidet unter bürokratischer Drangsalierung, und die Bildungspolitik 
folgt nicht mehr dem Leistungsprinzip, sondern gleichmacherischer Ideologie. 

Die WerteUnion tritt an, um diesen fatalen Kurs zu beenden. Unser Ziel ist die Wiederher-
stellung von Freiheit, Sicherheit, wirtschaftlicher Vernunft und kultureller Identität. Wir wol-
ƭŜƴ ƪŜƛƴ α½ǳǊǸŎƪά ƛƴ ŜƛƴŜ ŀƭǘŜ ½ŜƛǘΣ ŘŜƴƴ Řŀǎ Ǝƛōǘ Ŝǎ ƴƛŎƘǘ, sondern wir wollen ein kraftvolles 
α±ƻǊǿŅǊǘǎά ŀǳŦ .ŀǎƛǎ ōŜǿŅƘǊǘŜǊ ŦǊŜƛƘŜƛǘƭƛŎƘŜǊ tǊƛƴȊƛǇƛŜƴΦ 5ŀŦǸǊ ǎǘŜƘŜƴ ǿƛǊ! 
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2 Wirtschaftspolitik: Wohlstand durch Leistung, 
nicht durch Bevormundung 

 

Ausgangslage: 

Baden-Württemberg war einst das wirtschaftliche Herz Deutschlands:  

Ein starker Mittelstand, international führende Industrieunternehmen, ein exzellentes dua-
les Ausbildungssystem und eine kluge Infrastrukturförderung machten das Land zum Mus-
terbeispiel für wirtschaftliche Stärke. 

Heute hingegen leidet das Land unter einem drastischen Standortnachteil, der durch 
grüne Bevormundungspolitik, massive Bürokratisierung und ideologisch gelenkte Wirt-
schaftsförderung verursacht wurde. Die Industrie wandert ab, mittelständische Unterneh-
men stöhnen unter Auflagen, und die Innovationskraft wird in planwirtschaftlichen Klima-
vorgaben erstickt. 

 

Unsere Zielsetzung:  

Wir wollen Baden-Württemberg wieder zum Wirtschaftsmotor Deutschlands machen. Wir 
setzen auf Leistungsanreize statt Subventionen, auf Bürokratieabbau statt Planwirtschaft, 
auf Technologieoffenheit statt Klimaideologie. 

 

Konkrete Maßnahmen: 

1. Sofortprogramm Bürokratieabbau: Abschaffung aller unnötigen Berichts-, Nach-
weis- und Genehmigungspflichten. Einführung eines Digital-Checks für alle neuen 
Gesetze. 

2. Klares Bekenntnis zum Automobil- und Industriestandort sowie Stärkung der Auto-
mobilwirtschaft und ihrer Zulieferer: Keine landespolitischen Vorgaben zur "Trans-
formation", sondern gesetzgeberische Unterstützung statt Behinderung bei For-
schung, Entwicklung und Zulassung neuer Antriebstechnologien. Keine Fahrver-
bote, keine Kaufanreizprogramme ausschließlich für E-Autos. 

3. Wirtschaftsförderung neu ausrichten: Keine Fördermittel mehr für ideologische Pro-
jekte. Priorität für echte Innovationen in Industrie, Maschinenbau und IT, insbeson-
dere unter Berücksichtigung der Einsatzmöglichkeiten Künstlicher Intelligenz. Erfor-
schung alternativer Kraftstoffe und Technologieoffenheit: Neben Elektromobilität 
müssen auch synthetische Kraftstoffe, Wasserstoff und Hybridlösungen gleichran-
gig entwickelt und erprobt werden können - ohne ideologische Diskriminierung!  
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4. Gründung eines "Industriellen Zukunftsrats": Mit Vertretern aus Familienunterneh-
men, Handwerk, Industrie, nicht aus Parteistiftungen oder NGO-nahen Think-Tanks. 

5. Verlässliche Energie für die Industrie: Wiederaufbau energiepolitischer Partnerschaf-
ten mit Frankreich und der Schweiz für verlässliche Grundlast - statt hoher Abhän-
gigkeit von Wind und Sonne. 

6. Förderung ländlicher Wirtschaftsräume: Breitbandausbau, Fachkräfteoffensiven, 
Rückführung von Landesbehörden in strukturschwächere Regionen. Dezentralisie-
rung. 

7. Steuerliche Entlastung für Mittelstand und Handwerk: Senkung der Grunderwerbs-
steuer bei Betriebsübernahmen. 

8. Beihilferegelungen für Kommunen reformieren: Damit Investitionen in Gewerbege-
biete und die Ansiedlung von Unternehmen wieder leichter werden. 

9. Länderfinanzausgleich: Der Länderfinanzausgleich belohnt Bundesländer mit einer 
unverantwortlichen Ausgabenpolitik. Wir setzen uns für eine faire Neuordnung 
nach dem Leistungs- und Verursacherprinzip ein. 
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3 Innere Sicherheit: Konsequenzen statt Nachsicht ς 
Schutz für Bürger statt für Täter 

 

Ausgangslage: 

Baden-Württemberg galt lange als sicheres Land ς dank einer starken Polizei, klarer Regeln 
und gesellschaftlicher Ordnung. Der Staat steht in der Pflicht, seine Bürger zu schützen. 
Heute jedoch sehen sich viele Bürger zunehmend bedroht durch Gewalt, illegale Migra-
tion, Drogendelikte, Verschmutzung des öffentlichen Raums durch Müll und Graffiti sowie 
extremistische Umtriebe diverser Gruppierungen. Die Polizei wird durch politische Vorga-
ben gelähmt, während der Rechtsstaat allzu oft vor Parallelstrukturen und Tätergruppen 
kapituliert.  

Die WerteUnion steht für einen Staat, der Recht wieder durchsetzt, Ordnung garantiert und 
diejenigen schützt, die für unsere Sicherheit eintreten. Wir wollen ein Baden-Württemberg, 
in dem sich jeder Bürger zu jeder Zeit und an jedem Ort sicher fühlen kann. 

 

Unsere Zielsetzung: 

Wir stehen für eine klare, bürgernahe und konsequente Sicherheitspolitik. Täter müssen 
wissen, dass sie mit schnellen und harten Konsequenzen zu rechnen haben. Bürger sollen 
sich im öffentlichen Raum wieder sicher fühlen können ς jederzeit und überall. 

 

Konkrete Maßnahmen: 

1. Wiederaufbau einer sichtbaren Polizeipräsenz: Mehr Polizeikräfte auf der Straße, vor 
allem in Brennpunktvierteln und auf öffentlichen Plätzen. 

2. Wiedereinführung der klassischen Polizeistationen in der Fläche: Sicherheit darf 
nicht nur in Großstädten gewährleistet sein - und auch nicht nur tagsüber. Mehr Po-
lizeiposten als bislang müssen rund um die Uhr besetzt sein. 

3. Abschiebeoffensive für mehrfach straffällige Ausländer: Landesweite Taskforce zur 
konsequenten Identitätsklärung und Rückführung. 

4. Nulltoleranz bei Gewalt gegen Polizei, Rettungskräfte und Lehrer: Ausnahmslose 
Strafverfolgung für jegliche Angriffe auf staatliche Autorität. 

5. Nulltoleranz auch bei vermeintlich kleinen Straftaten wie beispielsweise Ladendieb-
stahl und Anbringung von Graffiti-Schmierereien; Ausnutzung jeglicher Spielräume 
hierbei im Justizsystem zur schnellen Verurteilung der Täter.  
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6. Entlastung besonders kriminalitätsbelasteter Bereiche (beispielsweise rund um 
Bahnhöfe) durch angepasste Umsetzung des US-amerikanischen No-Loitering-Kon-
zepts (Unterbindung des Herumlungerns). 

7. Rückgewinnung der Sauberkeit von Ortsbildern durch konsequente Beseitigung 
sämtlicher Graffitis und Schmierereien der vergangenen Jahre im öffentlichen 
Raum. 

8.  Keine symbolischen Waffenverbotszonen, die Bürger nur täuschen ς das ohnehin 
restriktive Waffenrecht macht sie überflüssig. 

9. Stärkung der Videoüberwachung an Kriminalitäts-Hotspots: Datenschutz darf nicht 
zum Täterschutz werden. 

10. Wiedereinführung der Respekts- und Ordnungskultur in Schulen: Schulsozialarbeit 
muss Erziehung ergänzen, nicht ersetzen. 

11. Finanzielle und rechtliche Aufwertung des Polizeiberufs: Bessere Ausstattung, bes-
sere Bezahlung, attraktiver Karriereweg - und eine familienfreundlichere Arbeits-
zeit-Aufteilung. 
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4 Migrations- und Integrationspolitik: Ordnung statt 
Chaos ς Integration durch Klarheit, nicht durch 
Ideologie 

 

Ausgangslage: 

Baden-Württemberg war über Jahrzehnte ein Ort gelungener Integration: Gastarbeiter, die 
kamen, um zu arbeiten ς und blieben, weil sie sich anpassten ς , leisteten einen wertvollen 
Beitrag zum Wohlstand unseres Landes. Entscheidend: Integration war eine Selbstver-
pflichtung und gewollt, fordernd, und auf die Regeln des aufnehmenden Landes ausge-
richtet. 

Seit der Jahrtausendwende, und insbesondere seit der Migrationskrise ab 2015, hat sich 
dieses Bild radikal gewandelt. Heute erleben wir Massenzuwanderung aus kulturfremden 
Regionen, verbunden mit grassierender Illegalität, Identitätsverschleierung und einer poli-
ǘƛǎŎƘŜƴ LŘŜƻƭƻƎƛŜΣ ŘƛŜ YǊƛǘƛƪ ŀƴ ŘƛŜǎŜƴ ½ǳǎǘŅƴŘŜƴ ǇŀǳǎŎƘŀƭ ŀƭǎ αƳŜƴǎŎƘŜƴŦŜƛƴŘƭƛŎƘά ŘƛŦŦŀπ
miert. Parallelstrukturen, Integrationsverweigerung und eine Überlastung unserer sozialen 
Systeme sind die Folge. Die grün-schwarze Landesregierung hat diese Fehlentwicklungen 
nicht nur geduldet, sondern aktiv befördert ς mit "Willkommenskultur"-Programmen, einer 
integrationsblinden Sozialpolitik und der gezielten Verharmlosung kultureller Konflikte. 

 

Unsere Zielsetzung: 

Wir wollen ein Ende der gescheiterten Multikulti-Ideologie. Integration ist nur dann mög-
lich, wenn klare Regeln gelten ς und wenn man auch bereit ist, jene, die diese Regeln nicht 
akzeptieren, wieder des Landes zu verweisen. Unser Land braucht selektierte Zuwande-
rung in Maßen, nicht in Massen ς und ausschließlich im Interesse Baden-Württembergs! 
Humanität ohne Ordnung ist Chaos. Wir setzen auf Steuerung, Rückführung und das klare 
Primat deutscher Leitkultur!  

 

Konkrete Maßnahmen: 

1. Vollzug statt Wunschdenken: Konsequente Abschiebung aller vollziehbar ausreise-
pflichtigen Ausländer. Aufbau einer landeseigenen Rückführungskoordination, Be-
schleunigung aller Verfahren, Nutzung von Abschiebehaftplätzen in Bund und 
Nachbarländern. Keine Duldung bei Identitätsverweigerung. 

2. Keine finanziellen Anreize für illegale Migration: Streichung freiwilliger Leistungen 
für Geduldete, Einführung einer Sachleistungsversorgung landesweit. Keine Gratis-
Integrationskurse ohne Bleibeperspektive. 
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3. Sozialer Wohnraum zuerst für Einheimische: Vorrang für Bürger mit dauerhaftem 
Aufenthaltsstatus, die Beiträge geleistet haben. Keine Bevorzugung von Asylbewer-
bern bei Wohnungsvergaben durch Kommunen. 

4. Deutsche Sprache als Grundvoraussetzung für Integration: Verpflichtende Sprach-
standsprüfungen vor Einschulung und vor Schulabschluss. Sprachverweigerung 
führt zu Kürzung staatlicher Transferleistungen. 

5. Förderung klarer Leitkultur statt Multikulturalismus: Keine Finanzierung von Projek-
ten, die deutsche Kultur relativieren oder islamistische Gruppen fördern. Landesmit-
tel nur für integrationsfördernde Träger mit Verfassungstreue. 

6. Klares Bekenntnis zum staatlichen Gewaltmonopol: Keine Duldung von Clan-Krimi-
nalität, Scharia-Paralleljustiz oder ethnisch geprägten "No-Go-Areas". Aufbau spezi-
alisierter Polizei- und Staatsanwaltschaftseinheiten zur Bekämpfung migrantischer 
Kriminalitätsnetzwerke. 

7. Religionsfreiheit mit Grenzen: Verbot extremistischer islamischer Prediger und Ver-
bot von verfassungsfeindlichen Moscheevereinen unter strenger Einhaltung der 
Verfassungs- und Rechtsstaatsprinzipien. Keine Finanzierung von Moscheen durch 
ausländische Regime wie in der Türkei oder in Katar. 

8. Asylmissbrauch stoppen: Die künftige Landesregierung muss gegenüber der Bun-
desebene auf Einführung von Transitzentren und auf sichere Drittstaaten-Regelun-
gen drängen. Keine eigenständigen Landesaufnahmeprogramme mehr! 

9. Integration durch Arbeit - nicht durch Alimentierung: Zuwanderer müssen vom ers-
ten Tag an verpflichtet werden, gemeinnützige Arbeit zu leisten - unabhängig vom 
Ausgang ihres Verfahrens. Wer arbeiten kann, muss auch arbeiten - ein dauerhaftes  
Herumlungern im öffentlichen Raum, während andere die Arbeit machen, darf es 
nicht mehr geben. 

10. Bildungseinrichtungen als Integrationszentren stärken: Schulen erhalten Mittel und 
Personal zur konsequenten Durchsetzung von Ordnung, Disziplin und deutscher 
Sprache. Keine Sonderregeln für religiöse oder kulturelle Befindlichkeiten - das 
Schulgesetz gilt für alle! 

11. Stopp der Ideologisierung in Verwaltung und Medien: Keine Gender- und Diversi-
tätstrainings auf Kosten der Steuerzahler. Förderung von Aufklärung über real exis-
tierende Integrationsprobleme statt Schönfärberei. 

12. Ehrlichkeit statt Verdrängung: Einführung eines jährlichen Migrationsberichts der 
Landesregierung mit vollständiger Aufschlüsselung von Herkunft, Rechtsstatus, In-
tegrationsquote, Sozialleistungsbezug und Kriminalitätsrate. 

13. Aberkennung der Staatsbürgerschaft: Konsequente Anwendung des Staatsangehö-
rigkeitsgesetzes (StAG). Wer mehrfach durch Straftaten auffällig wurde und sich die 
Hintertür der doppelten Staatsbürgerschaft aufhielt, soll die deutsche Staatsbürger-
schaft aberkannt bekommen. 
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5 Bildungspolitik: Leistungsstark, wissensorientiert, 
individuell und ideologiefrei. Qualität statt Gleich-
macherei 

 

Ausgangslage: 

Baden-Württemberg war einst das Bildungsland Nummer eins. Das duale System war vor-
bildlich, die Gymnasien leistungsstark, die Schüler auf internationalem Vergleichsniveau in 
der Spitzengruppe. Heute sehen wir Leistungsabfall, Disziplinverlust und ein Schulsystem, 
das politische Indoktrination wichtiger nimmt als Fachwissen. Der Absturz in den PISA-Stu-
dien legt den Niedergang unseres Schulsystems offen ς bei gleichzeitiger Einser-Inflation 
der Abiturnoten. Bildung ist der Schlüssel zu Kreativität, Innovation und persönlicher Ent-
faltung. Sie schafft die Grundlage für ein freiheitliches, leistungsfähiges und zukunftsorien-
tiertes Land. 

 

Zielsetzung: 

Wir wollen ein Bildungssystem, welches das Leistungsprinzip achtet, Kinder stark macht 
und Lehrer befähigt. Wer fleißig ist, soll gefördert werden. Wer Regeln missachtet, soll Kon-
sequenzen spüren. Bildung soll ideologiefrei Wissen, Orientierung und die Fähigkeit zur 
Verantwortung vermitteln ς in Familie, Beruf und Gesellschaft. Lebenslange Bildung soll al-
len offenstehen und jedem ermöglichen, seine Begabungen zu entfalten und zum Wohl 
der Gemeinschaft beizutragen. 

 

Konkrete Maßnahmen: 

1. Rückbau der Gemeinschaftsschule als Regelmodell: Rückkehr zu gegliedertem 
Schulwesen mit Durchlässigkeit in beide Richtungen. Gymnasium, Realschule, 
Hauptschule müssen klar erkennbar sein. Verschiedene Schulformen müssen dem 
Kindeswohl entsprechen. Private und staatliche Schulen sind gleichberechtigt und 
sind gleich zu behandeln. 

2. Förderschulen für lernbehinderte und lernschwache Schüler sind auszubauen, um 
Kindern mit besonderem Bedarf gerecht zu werden. Inklusion soll individuell ent-
schieden werden ς zugunsten des Kindes und der Schule. 

3. Wiedereinführung des neunjährigen Gymnasiums (G9) als Regelform: Mehr Zeit für 
vertieftes Lernen statt Turbo-Abitur. Die Option eines G8-Zugs wird im Rahmen der 
schulischen Autonomie beibehalten. 

4. Einführung zentraler Abschlussprüfungen in allen Schulformen: Transparenz und 
Vergleichbarkeit für alle Schüler und Lehrer. 
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5. Rückkehr zu klassischen Unterrichtsmethoden: Keine Kompetenzraster, sondern 
klare Lernziele, strukturierter Frontalunterricht, Stoffverbindlichkeit. Lehrpläne müs-
sen sich auf Inhalte statt auf Kompetenzen konzentrieren ς für fundiertes Wissen 
statt Beliebigkeit. Ordnungsnoten und verbindliche Hausaufgabenregelungen: För-
derung von Disziplin, Pünktlichkeit, Sauberkeit und sozialem Verhalten. 

6. Echte Sprachförderung statt Multikulti-Rhetorik: Wer die deutsche Sprache nicht 
beherrscht, kann auch nicht in ihr lernen. Klare Sprachstandserhebungen und ver-
pflichtende Förderprogramme, beginnend im Kindergarten. 

7. Frühkindliche Bildung braucht feste Bezugspersonen, kleine Gruppen und gut aus-
gebildete Fachkräfte. 

8. Stärkung der Berufsschulen: Modernisierung der Ausstattung, stärkere Einbindung 
regionaler Betriebe, Einführung von Praxisprojekten. Berufliche Bildung, duale Aus-
bildung und Berufsschulen sind zu stärken; akademische und handwerkliche Berufe 
sollen gesellschaftlich gleichwertig anerkannt werden.  

9. Weiterbildung und berufsbegleitendes Studium fördern Fortschritt, Innovation und 
individuelle Entwicklung. 

10. Mitspracherecht der Schulleitung bei der Auswahl von Lehrkräften: Schulen sollen 
eigenverantwortlich, regional verbunden und freiheitlich agieren. Pädagogische 
Autonomie der Schulen, weniger Bürokratie und klare Schulprofile. 

11. Neutralitätsgebot: Bildungseinrichtungen dürfen keine politischen Symbole, Orga-
nisationen oder Demonstrationen bewerben. Gendersprache gehört nicht in die 
Schule. Schulen müssen Orte der Freiheit und Neutralität bleiben. Lehrkräfte sollen 
im Unterricht neutral auftreten. 

12. Demokratieförderung: Kinder sollen Diskussion und Meinungsvielfalt in Schulthe-
men demokratisch, bewusst widersprüchlich und frei üben. Toleranz statt Einheits-
meinung.  Der bestehende Beutelsbacher Konsens, der sicherstellt, dass schulische 
Bildung ideologiefrei und ohne politische Einflussnahme stattfindet, muss weiter-
hin verbindliche Grundlage schulischen Handelns sein. 

13. Gewaltprävention braucht ausreichend Sozialarbeiter und Psychologen. Lehrkräfte 
verdienen mehr Autorität, Schutz und Handlungsspielraum. Opferschutz steht vor 
Täterschutz. Soziale oder psychische Probleme gehören in fachkundige Hände. 

14. Viele Schulen benötigen moderne Lernräume mit technischer Ausstattung, Lernin-
seln, Aufenthaltsbereichen und Arbeitsplätzen. Lehrmaterialien müssen stets in aus-
reichender Zahl und Qualität vorhanden sein. 

15. Gute Bildung erfordert ausreichend Personal, kleine Klassen und realistische Ar-
beitsbelastung. Quereinsteiger und Fachkräfte aus anderen Berufen sollen gezielt 
eingesetzt werden. 
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16. Selbstorganisiertes Lernen soll altersgerecht und schrittweise erfolgen, digitale Me-
dien Kinder nur gezielt begleiten, während grundlegende Kulturtechniken analog 
gesichert werden. 

17. Bewegung, Musik, Kunst und Handwerk bleiben zentrale Elemente kindlicher Ent-
wicklung.  

18. Lehrkräfte an öffentlichen Schulen dürfen im Unterricht weder politische Symbole, 
religiöse Kleidung noch ideologisch gefärbte Sprache verwenden oder zeigen. 

19. Sexualaufklärung soll altersgerecht sein; Frühsexualisierung und ideologische Be-
einflussung sind abzulehnen. 

20. Die MINT-Fächer, also Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik, 
sind in der Schulpolitik gezielt zu stärken. 
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6 Hochschulpolitik: Wissenschaftsfreiheit, Exzellenz 
und Realitätssinn statt ideologischer Umerzie-
hung 

 

Ausgangslage: 

Baden-Württemberg war über Jahrzehnte hinweg ein Land der Hochschul-Exzellenz. Uni-
versitäten wie Stuttgart, Heidelberg, Tübingen, Karlsruhe und Freiburg genossen Weltruf. 
Hochschulen für angewandte Wissenschaften und Duale Hochschulen prägten eine praxis-
nahe, leistungsorientierte Akademikerausbildung, die weltweit Anerkennung fand. Das 
Land profitierte von einer leistungsbereiten, frei denkenden akademischen Elite ς aus For-
schung wie Lehre. 

Heute sind auch unsere Hochschulen zunehmend ideologisiert. Wissenschaftsfreiheit wird 
durch politische Vorgaben eingeschränkt. Kritisches Denken wird unterdrückt, wenn es 
nicht mit dem herrschenden Meinungsbild vereinbar ist. Gender- und Diversitätsbürokra-
tien nehmen Millionenbudgets in Anspruch, während Professorenstellen unbesetzt blei-
ben. Die Hochschulrektorenkonferenz wirkt oft wie ein Sprachrohr grün-linker Utopien. 
Fachbereiche wie Ingenieurwesen, Naturwissenschaften oder Ökonomie werden durch 
überbordende Vorschriften in Forschung und Lehre behindert. 

Im Ergebnis sieht sich ein Student heutzutage an einer baden-württembergischen Univer-
sität nicht selten mit Dogmen statt mit Diskussion konfrontiert. 

 

Unsere Zielsetzung: 

Die WerteUnion will die Rückkehr zu einer freien, leistungsbezogenen und international 
exzellenten Hochschullandschaft. Forschung und Lehre sollen sich wieder an Wahrheitssu-
che, Innovation und Wissenschaftlichkeit orientieren ς nicht an ideologischen Weltbildern. 
Hochschulen sind Orte des freien Geistes, nicht der staatlich gelenkten Gesinnungsbil-
dung! 

 

Konkrete Maßnahmen: 

1. Wissenschaftsfreiheit als gelebtes Prinzip sichern: Kein Einfluss der Politik auf For-
schungsthemen, Personalentscheidungen oder Lehrinhalte. Die Freiheit der Wissen-
schaft ist Grundlage für den Fortschritt und darf daher nicht von Ideologen bedroht 
und eingeschränkt werden. 

2. .ŜƎǊŜƴȊǳƴƎ ǳƴŘ 9ǾŀƭǳƛŜǊǳƴƎ Ǿƻƴ α5ƛǾŜǊǎƛǘȅ-aŀƴŀƎŜƳŜƴǘά-Strukturen: Pflichtstellen 
für Gleichstellung, Antidiskriminierung oder Diversity müssen auf Sinn und Nutzen 
überprüft und auf das absolut Notwendige reduziert, im Regelfall also gestrichen 
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werden. Millionenbudgets fließen heute in ideologische Projekte, die keinen Beitrag 
zu Forschung oder Lehre leisten. 

3. Streichung politischer Pflichtinhalte in Studiengängen: Gender- und Klima-Be-
wusstsein als verpflichtende Studieninhalte in fachfremden Studiengängen (z.B. 
Maschinenbau oder Informatik) sind abzuschaffen. 

4. Förderung der MINT-Fächer und Ingenieurwissenschaften: Mehr Lehrstühle, mo-
derne Labore und gezielte Talentförderung ς statt Förderung von Nischenfächern 
mit zweifelhaftem Arbeitsmarktwert. 

5. Wiederherstellung der Exzellenzförderung auf Basis von Leistung: Hochschulen er-
halten Mittel nach objektiven Kriterien wie Forschungsoutput, Drittmittelquote, In-
novationsgrad ς nicht nach ideologischer Ausrichtung. 

6. Wiederbelebung des Dualen Hochschulmodells: Ausbau und Stärkung der DHBW, 
Förderung der Praxisnähe durch Kooperationen mit mittelständischen Unterneh-
men im Land, verstärkte Berufsorientierung. 

7. Einführung von Leistungsstipendien statt sozialpolitischer Umverteilung: Studie-
rende mit exzellenten Leistungen sollen unabhängig vom sozialen Hintergrund un-
terstützt werden. Bildung muss Aufstieg ermöglichen, nicht Herkunft zementieren! 

8. ±ŜǊƘƛƴŘŜǊǳƴƎ αǿƻƪŜǊά {ǇǊŀŎƘǇƻƭƛǘƛƪΥ YŜƛƴŜ ǾŜǊǇŦƭƛŎƘǘŜƴŘŜ Gendersprache in wis-
senschaftlichen Arbeiten oder Lehrmaterialien. Klare Trennung zwischen Sprache 
als Kommunikationsmittel und ideologischer Belehrung. 

9. Maßnahmen gegen politische Einseitigkeit: Hochschulen müssen sich zur politi-
schen Neutralität bekennen. Keine einseitige Förderung linker, rechter oder klima-
politischer Aktivismus-Gruppen auf dem Campus. Öffentliche Mittel sind nicht für 
Agitation gedacht. 

10. Erhalt der Autonomie bei gleichzeitig klarer Kontrolle des politischen Missbrauchs: 
Hochschulen sollen sich selbst verwalten, müssen aber im Gegenzug ihrer gesell-
schaftlichen Verantwortung gerecht werden. Keine staatlich alimentierte Polarisie-
rung auf Kosten der Allgemeinheit. 
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7 Verkehrspolitik: Freiheit, Mobilität und Vernunft 
statt ideologischer Gängelung 

 

Ausgangslage: 

Baden-Württemberg war einst ein Land, in dem sich leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur 
und technologische Innovationskraft perfekt ergänzten. Von Stuttgart bis zum Bodensee, 
vom Schwarzwald bis nach Mannheim funktionierte die Mobilität ς sei es auf der Straße, 
auf der Schiene, auf dem Wasser oder im Nahverkehr. Der individuelle Autoverkehr wurde 
als selbstverständlicher Teil eines freien Lebensstils verstanden. Die Automobilindustrie ς 
Rückgrat der baden-württembergischen Wirtschaft ς wurde unterstützt, nicht bekämpft. 

Seit dem Machtwechsel im Jahr 2011 hat sich das Bild radikal verändert: Der Straßenver-
kehr wird zunehmend verteufelt, das Auto gilt als Feindbild, die Infrastruktur wird nur sehr 
schleppend und widerwillig an die gestiegene Verkehrslast angepasst. Gleichzeitig werden 
hohe Summen in ideologische Prestigeprojekte wie den ineffizienten Ausbau von Radwe-
gen in ländlichen Regionen oder den überdimensionierten Ausbau von E-Mobilität inves-
tiert, ohne Rücksicht auf Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit oder Nutzerverhalten. 

 

Unsere Zielsetzung: 

Miteinander statt Gegeneinander. Wir wollen Mobilität wieder ermöglichen statt verhin-
dern. Wir stehen für eine technologieoffene, wirtschaftsfreundliche und integrative Ver-
kehrspolitik, die auf Freiheit, Individualverantwortung und regionale Vernunft setzt. Das 
Auto ist kein Feind ς es ist Ausdruck von Freiheit und ein zentraler Bestandteil unserer Wirt-
schafts- und Alltagskultur. 

Wir beenden den ideologischen Feldzug gegen Autofahrer und sorgen für eine Verkehrs-
politik, die sich wieder an Fakten und an den Bedürfnissen aller Verkehrsteilnehmer orien-
tiert. 

 

Konkrete Maßnahmen: 

1. Straßenbauoffensive für das Land: Ausbau, Sanierung und intelligente Steuerung 
von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen werden wieder zur Priorität erklärt. Staus, 
marode Brücken und Engstellen kosten Wohlstand und Zeit. 

2. Keine generelle Umwidmung von Fahrspuren für Radwege oder Bussonderstreifen: 
Solche Eingriffe dürfen nur mit Zustimmung der betroffenen Kommunen und nach 
objektiven Bedarfserhebungen erfolgen ς nicht auf Basis grüner Weltanschauung. 
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3. Radwege möglichst auf Nebenstraßen verlegen. Dies erhält den Autoverkehr flüssig 
und ist für den Radfahrer angenehmer. 

4. Stärkung des ländlichen Raums durch individuelle Mobilität: Kein ideologischer 
Zwang zum ÖPNV, wo dieser jedoch auch keine wirkliche Alternative bietet. Förde-
rung von Park & Ride, intelligente Mitfahrkonzepte und individuelle Mobilitätsbud-
gets statt flächendeckender Fahrrad- bzw. Pedelec- und E-Bike-Infrastruktur. 

5. Abschaffung ideologisch motivierter Parkraumbewirtschaftung: Gebührenexplosio-
nen und Parkplatzvernichtung in Innenstädten werden gestoppt. Parkraum ist Teil 
ǀŦŦŜƴǘƭƛŎƘŜǊ LƴŦǊŀǎǘǊǳƪǘǳǊΣ ƪŜƛƴŜ ƳƻǊŀƭƛǎŎƘ Ȋǳ ƪƻƴǘǊƻƭƭƛŜǊŜƴŘŜ αCƭŅŎƘŜάΦ 

6. Rücknahme autofeindlicher Temporegulierungen: Die Rückführung auf verkehrs- 
und sicherheitsgerechte Geschwindigkeiten ist zwingend. Auf innerstädtischen 
Hauptachsen darf kein generelles Tempo 40 gelten, sofern (wo) keine objektive Ge-
fährdungslage vorliegt. 

7. Regionalbahnen und ÖPNV sinnvoll ausbauen ς aber mit Realitätssinn: Keine Presti-
geprojekte ohne Nachfrage. Bus- und Bahnlinien müssen zuverlässig, bezahlbar 
und bedarfsgerecht betrieben werden ς nicht als Ersatzideologie gegen das Auto. 

8. Keine Subventionierung von Verkehrsideologien: Es wird keine Förderprogramme 
ŦǸǊ αŀǳǘƻŦǊŜƛŜ {ǘŅŘǘŜά ƻŘŜǊ YƭƛƳŀ-Experimente mehr geben. Fördergelder orientie-
ren sich künftig an Machbarkeit, Nachhaltigkeit und Nutzerfreundlichkeit. 

9. ²ƛŘŜǊǎǘŀƴŘ ƎŜƎŜƴ ŘŜƴ α½ǿŀƴƎ ȊǳǊ 9ƭŜƪǘǊƛŦƛȊƛŜǊǳƴƎά ŀǳŦ 9¦- und Bundesebene: Die 
Landesregierung wird sich auf allen politischen Ebenen gegen das Verbot des Ver-
brennungsmotors und gegen einseitige E-Mobilitätsquoten einsetzen! 

10. Beschränkung des Aufstellens neuer stationärer Blitzer an nachweislichen Unfall-
schwerpunkten sowie Einführung einer Obergrenze für stationäre Blitzer in den 
Städten und Gemeinden unseres Bundeslandes. 
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8 Energiepolitik: Versorgungssicherheit statt ideolo-
gischer Wunschträume 

 

Ausgangslage: 

Baden-Württemberg war traditionell ein Bundesland mit hoher industrieller Dichte und 
hatte daher auch einen enormen Strombedarf ς zuverlässig gedeckt durch ein ausgewoge-
nes Energiemix-aƻŘŜƭƭ Ƴƛǘ ǎǘŀǊƪŜǊ .ŜǘŜƛƭƛƎǳƴƎ ŘŜǊ YŜǊƴŜƴŜǊƎƛŜΦ 5ƛŜ ƎǊǸƴ ƛƴǎǇƛǊƛŜǊǘŜ α9ƴŜǊπ
ƎƛŜǿŜƴŘŜά Ƙŀǘ ŘƛŜǎŜǎ DƭŜƛŎƘƎŜǿƛŎƘǘ ȊŜǊǎǘǀǊǘΦ 5ƛŜ ǇƭŀƴƭƻǎŜ !ōǎŎƘŀƭǘǳƴƎ ŦǳƴƪǘƛƻƴƛŜǊŜƴŘŜǊ 
Kraftwerke, das Forcieren volatiler und nicht grundlastfähiger Wind- und Solarenergie und 
ein ideologisch motivierter Widerstand gegen neue Technologien haben Baden-Württem-
berg in eine energiepolitische Sackgasse geführt. Unternehmen klagen über massiv stei-
gende Energiekosten, Bürger über instabile Netze, während das Landschaftsbild durch 
Windkraftanlagen und Freiflächen-Photovoltaikanlagen verschandelt wird, die keinen Bei-
trag zur Grundlastsicherung leisten. 

 

Unsere Zielsetzung: 

Wir stehen für eine realistische, technologieoffene und bürgernahe Energiepolitik. Das 
Land muss wieder Strom zu verlässlichen Preisen ermöglichen ς für die Industrie wie für 
ŘŜƴ tǊƛǾŀǘƘŀǳǎƘŀƭǘΦ 5ƛŜ LŘŜƻƭƻƎƛŜ ŘŜǊ ǎƻƎŜƴŀƴƴǘŜƴ α9ǊƴŜǳŜǊōŀǊŜƴά ŘŀǊŦ ƴƛŎƘǘ ƭŅƴƎŜr Vor-
rang vor der Versorgungssicherheit haben. 

 

Konkrete Maßnahmen: 

1. Landesmoratorium gegen Windkraftanlagen in Wäldern und in Wohnortnähe: Der 
Schutz von Natur und Lebensqualität hat Vorrang. Keine neuen hochgradig subven-
tionierten Windräder auf Kosten der Natur, des Landschaftsbilds und der Gesund-
heit der Bürger!  

2. Wiedereinführung eines Landes-Rahmenplans zur räumlichen Energieplanung: 
Schluss mit dem Wildwuchs bei Windkraft und Solarfreiflächen. Entscheidungen ge-
hören in die Hände gewählter kommunaler Gremien, nicht anonymer Planungsbü-
ros. 

3. Förderung neuer Kernenergie-Technologien durch gezielte Forschung: Baden-Würt-
temberg soll zum führenden Standort für Entwicklung von SMRs (Small Modular 
Reactors) und Dual-Fluid-Reaktoren werden ς als Vorbereitung auf eine nationale 
Rückkehr zur Kernenergie. 

4. Stärkung der Energiepartnerschaften mit dem Ausland: Aufbau gesicherter Strom-
importe aus Kernkraft-Standorten in Frankreich, der Schweiz und Tschechien zur 
Abdeckung der Grundlast. 
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5. Keine ideologiegetriebene Wärmewende: Schluss mit erzwungenem Heizungs-
tausch. Eigentümer- und Mieterschutz stehen im Mittelpunkt. Technologieoffenheit 
statt Verbotspolitik. 

6. Unterstützung von Geothermie, Kraft-Wärme-Kopplung, Biogas und Wasserkraft: 
Statt ausschließlich auf Sonne und Wind zu setzen, werden bestehende Potenziale 
konsequent weiterentwickelt. 

7. Ablehnung des geplanten Netzausbaus ausschließlich für Windstrom aus dem Nor-
den: Investitionen in Leitungstrassen dürfen nicht die Bürger im Süden belasten, 
wenn die Versorgung gar nicht gewährleistet ist. 

8. Stopp jeder ideologisch motivierter Energiesubventionierung: Keine Bevorzugung 
einzelner Technologien ς jede Form der Energiegewinnung muss sich langfristig am 
Markt behaupten können.  
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9 Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik: Arbeit muss sich 
wieder lohnen 

 

Ausgangslage: 

Erstmals seit 10 Jahren hat die Arbeitslosigkeit in Deutschland wieder die 3-Millionen-
Marke überschritten. Im August 2025 stieg sie im Vergleich zum Vorjahr um 153.000 auf 
insgesamt 3.025.000 Menschen. In Baden-Württemberg liegt sie in vier Regionen zwischen 
6,9 und 9,4 %. Für ein Bundesland, welches stets für seine wirtschaftliche Stabilität, seine 
Innovationsfähigkeit und für seinen starken Mittelstand bekannt war, ein Armutszeugnis. 

Allein von Januar bis März 2025 stieg die Anzahl der Insolvenzen in Baden-Württemberg 
um 6,1%. 

 

Zielsetzung: 

Diese Entwicklungen machen nicht nur ein Handeln in der Wirtschaftspolitik, sondern auch 
in der Arbeitsmarktpolitik notwendig! 

 

Konkrete Maßnahmen: 

1. Reform des Bürgergeldes: Diese muss gemäß dem gesetzlichen und höchstrichter-
lich entschiedenen Rahmen erfolgen. Sie muss eine soziale Absicherung von in Not 
geratenen arbeitslosen Menschen gewährleisten ς ŘŀǊŦ ŀōŜǊ ƴƛŎƘǘ ȊǳǊ αǎƻȊƛŀƭŜƴ 
IŅƴƎŜƳŀǘǘŜά ŦǸƘǊŜƴΣ ƛƴ ŘŜǊ Ŝǎ ǎƛŎƘ ōŜǎǎŜǊ ƭŜōŜƴ ƭŅǎǎǘ ŀƭǎ Ƴƛǘ Ŝinem Vollzeitjob. Des 
Weiteren darf es zunächst keine Erhöhung des Bürgergeldes mehr geben, um An-
reize zu schaffen, dem Arbeitsmarkt zur Verfügung zu stehen. 

2. Sanktionen müssen ohne bürokratische Hürden umsetzbar sein: Das Sichern des 
9ȄƛǎǘŜƴȊƳƛƴƛƳǳƳǎ ŘŀǊŦ ƴƛŎƘǘ Ŝƛƴ αRundum-sorglos-tŀƪŜǘά ǎŜƛƴ ς staatliche Fürsor-
geleistungen sind an Gegenleistungen zu knüpfen.  

3. Entbürokratisierung von Sozialleistungen: Es kann nicht sein, dass die finanziellen 
Mittel für Eingliederungsleistungen regelmäßig gekürzt werden ς der Verwaltungs-
apparat diesbezüglich aber regelmäßig ausgebaut und aufgebläht wird. Es braucht 
sinnvolle Strukturen, arbeitslose Menschen so schnell als möglich ohne Hürden 
wieder in den Arbeitsmarkt zu bringen. Die Menschen benötigen einen Ansprech-
ǇŀǊǘƴŜǊ ǳƴŘ ŘǸǊŦŜƴ ƴƛŎƘǘ Ǿƻƴ α!Ƴǘ Ȋǳ !Ƴǘ ƘŜǊǳƳƎŜǊŜƛŎƘǘά ǿŜǊŘŜƴΣ ǿƛŜ Ŝǎ ŘƛŜ ŜƘŜπ
malige Ampelkoalition beschlossen hat. Die gegenseitige Deckungsfähigkeit von 
Mitteln zur Eingliederung und der Verwaltungskosten muss abgeschafft werden. 
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4. Solide und realistische Budgetplanung: Im Landeshaushalt wird ein Budget benö-
tigt, das es ermöglicht, innovative und bedarfsgerechte Programme zur Sicherung 
des Fachkräftebedarfs und zur beruflichen Orientierung von Jugendlichen zu finan-
zieren. 

5. In den Regionen abgestimmte arbeitsmarktpolitische Maßnahmen: Nur Baden-
Württemberg weiß, wer und was auf dem Arbeitsmarkt benötigt wird. Hierzu müs-
sen Möglichkeiten geschaffen werden, dies bei Bundesprojekten zu berücksichti-
gen. 

6. Objektive und messbare Kriterien für die Vergabe von Maßnahmen an soziale Trä-
ƎŜǊΥ 9ǎ ōǊŀǳŎƘǘ ƪŜƛƴŜ αaŀǖƴŀƘƳŜƴƪŀǊǊƛŜǊŜά Ǿƻƴ ŀǊōŜƛǘǎƭƻǎŜƴ aŜƴǎŎƘŜƴ ǳƴŘ ŜƴŘπ
lose Bewerbungstrainings. Es braucht klare Kennzahlen, mit denen effiziente und 
erfolgsbasierte Projekte im direkten Vergleich gemessen und so Vergabeentschei-
dungen transparenter gemacht werden. 

7. Effektivere, effizientere und vor allem transparentere Prüfungen von arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen: Projektträger müssen nicht von verschiedenen Institutio-
nen mehrmals geprüft werden. Eine zentrale Prüfung für alle Kostenträger nach 
transparenten Kriterien muss ausreichend sein, um Bürokratie abzubauen. 

8. Reform des Bildungssystems: Berufliche Orientierung muss in der Schule beginnen 
und von Praktikern, nicht von Beamten, angeboten werden. 

9. Das Ausschöpfen von Potentialen älterer Arbeitnehmer und Rentner: Jeder hat die 
Freiheit zu arbeiten, solange er möchte! Hierfür müssen ab einem bestimmten Alter 
finanzielle Anreize geschaffen und das Arbeitsrecht gelockert werden. 

10. Lockerung des Kündigungsschutzes: Nur so können Arbeitgeber flexibel auf die An-
forderungen des Marktes reagieren und bei Bedarf einstellen und freisetzen. 
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10 Familienpolitik: Familie stärken ς nicht ersetzen 
 

Ausgangslage: 

In der Zeit des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Aufstiegs Baden-Württembergs war 
die Familie das tragende Fundament. Generationenübergreifend wurden Werte, Bildung, 
Verantwortung und Leistungsbereitschaft in der Familie weitergegeben. Die Familie war 
Schutzraum, Schule des Lebens und Keimzelle der Gesellschaft. 

Heute dagegen wird die klassische Familie politisch marginalisiert. Grüne und linke Kräfte 
fördern ein Familienbild, das Väter als entbehrlich, Mütter als ersetzbar und Kinder als Pro-
jekt behandelt. Gleichzeitig erschweren steigende Lebenshaltungskosten und die wirt-
schaftliche Unsicherheit die Entscheidung für Kinder und Familie. Die staatliche Familien-
politik wirkt nicht unterstützend, sondern steuernd, mit dem Effekt, dass Familien immer 
weiter in die Abhängigkeit vom Staat geraten. 

Dabei ist klar: Ohne starke Familien gibt es kein stabiles Gemeinwesen. Kein Kindergarten, 
keine Schule, keine staatliche Einrichtung kann den Halt und die Prägung ersetzen, die 
eine funktionierende Familie bietet. Starke Familien bedeuten starke Kinder! 

Wer Baden-Württemberg langfristig stärken will, der muss seine Familien wertschätzen 
und unterstützen. 

 

Unsere Zielsetzung: 

Die WerteUnion stellt die Familie wieder ins Zentrum der Landespolitik ς als freiheitlich ge-
wählte Lebensgemeinschaft zwischen Frau, Mann und deren Kindern. Familie verdient Res-
pekt, Schutz und wirtschaftliche Sicherheit ς nicht ideologische Umerziehung oder staatli-
che Gängelung. Während die Ehe zwischen Mann und Frau ein Leitbild ist, wird die indivi-
duelle Freiheit anderen Lebensformen ausdrücklich anerkannt und respektiert. 

 

Konkrete Maßnahmen: 

1. Anerkennung der klassischen Familie als Leitbild: Vater, Mutter, Kinder ς dieses Mo-
dell bleibt auch künftig politisch und gesellschaftlich förderwürdig. Vielfalt darf 
nicht zur Verdrängung des Regelfalls führen. 

2. Wahlfreiheit statt Betreuungsideologie: Keine strukturelle Bevorzugung von Krip-
penplätzen gegenüber elterlicher Erziehungsarbeit. Eltern, die selbst betreuen, sol-
len dieselbe Anerkennung und finanzielle Förderung erfahren. 
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3. Bürokratieabbau bei Elterngeld, Kitaplatzsuche und Pflegeleistungen: Eine zentrale 
Familienservicestelle in jedem Landkreis soll koordinieren, helfen, und nicht kon-
trollieren. 

4. Förderung von Mehrgenerationenprojekten: Wohnprojekte, bei denen Großeltern, 
Eltern und Kinder unter einem Dach oder in räumlicher Nähe leben, werden vom 
Land bevorzugt unterstützt. 

5. Stärkung von Elternrechten in Schule und Kita: Eltern sollen wieder als gleichbe-
rechtigte Partner in der Erziehung anerkannt werden ς nicht als Störfaktoren staatli-
cher Bildungsziele.  

6. Kinderschutz statt Frühsexualisierung: Gegen sexualpädagogische Programme, die 
das natürliche Schamempfinden verletzen oder ideologische Botschaften vermit-
teln. Kindergärten und Grundschulen sollen geschützte Räume sein. 

7. Verbesserung der Infrastruktur für Familien im ländlichen Raum: Ausbau von Spiel-
plätzen, Schulwegen, Familienzentren, sowie gezielte Förderprogramme für Dorflä-
den und Hebammenversorgung. 

8. Sicherheit für Familien im Alltag: Bessere Beleuchtung von Schulwegen, mehr Poli-
zeipräsenz in Schulumfeldern und konsequente Ahndung von Jugendgewalt zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen. 

9. Pflege von Tradition und Brauchtum: Familienleben wird auch durch religiöse, kul-
turelle und lokale Feste gestärkt. Das Land soll wieder gezielt Heimatpflege unter-
stützen ς von der Kirchenmusik bis zum Dorffest. 
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11 Wohnungsbaupolitik: Bauen ermöglichen ς Hei-
mat bewahren 

 

Ausgangslage: 

Wohnen gehört zu den existenziellen Grundbedürfnissen der Menschen. Über Jahrzehnte 
war es in Baden-Württemberg möglich, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, Eigentum zu 
bilden und die eigenen vier Wände als Lebensleistung zu verwirklichen. Der ländliche 
Raum florierte, die Städte entwickelten sich dynamisch ς ein Gleichgewicht, das erheblich 
zum gesellschaftlichen Frieden beitrug. 

Heute jedoch herrscht Wohnungsnot, vor allem in den Ballungszentren. Die Preise steigen, 
das Angebot sinkt. Der Traum vom Eigenheim wird für viele junge Familien unbezahlbar. 
Gleichzeitig verhindern überbordende Auflagen, ideologische Bauvorschriften, grüne Flä-
ŎƘŜƴǊŜǎǘǊƛƪǘƛƻƴŜƴ ǳƴŘ Řŀǎ ƎŜǇƭŀƴǘŜ αƪƭƛƳŀƴŜǳǘǊŀƭŜ .ŀǳŜƴά ƧŜƎƭƛŎƘŜ 9ƴǘǎǇŀƴƴǳƴƎ ŀǳŦ ŘŜƳ 
Wohnungsmarkt. Zusätzlich verschärft wird die Situation durch unkontrollierte Zuwande-
rung, die zusätzlichen Druck auf den ohnehin angespannten Markt ausübt. 

 

Unsere Zielsetzung: 

Die WerteUnion setzt auf eine realistische, heimatbewahrende und bürgerfreundliche 
Wohnungsbaupolitik. Wir wollen Bauen wieder ermöglichen ς nicht verhindern. Wohnen 
darf nicht zum Luxusgut werden, sondern Wohneigentum soll wieder erreichbar sein, der 
ländliche Raum gestärkt werden und das Gesicht unserer Städte bewahrt bleiben. 

Zudem gilt: Wer Wohneigentum schafft, leistet einen Beitrag zur Stabilität unseres Landes ς 
ihn gilt es zu unterstützen, nicht zu belasten. 

 

Konkrete Maßnahmen: 

1. Entideologisierung der Bauvorschriften: Abschaffung landesgesetzlicher Regelun-
gen, die das Bauen künstlich verteuern ς z.B. verpflichtende Solardächer, übertrie-
bene Dämmstandards oder Flächenversiegelungsverhinderung ohne Ausgleich. 

2. Beschleunigung durch Bürokratieabbau: Beschleunigung der Genehmigungsver-
fahren, Digitalisierung der Bauämter, Vereinfachung der Landesbauordnung. 

3. 9ƛƴŦǸƘǊǳƴƎ ŜƛƴŜǎ α[ŀƴŘŦƭŅŎƘŜƴƎǳǘǎŎƘŜƛƴǎά ŦǸǊ YƻƳƳǳƴŜƴΥ DŜƳŜƛƴŘŜƴ ǎƻƭƭŜƴ ŘǳǊŎƘ 
Anreize dazu befähigt werden, neue Baugebiete zu erschließen, ohne unter ideolo-
gischen Flächensparzwängen zu leiden. 
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4. Stärkung genossenschaftlichen Wohnens und von Baugemeinschaften: Wer sich 
gemeinschaftlich organisiert, soll durch landesseitige Zuschüsse, Steuererleichte-
rungen und Bauflächenvergabe gefördert werden. 

5. Nachverdichtung mit Augenmaß statt Zwangsverdichtung: Keine Umnutzung von 
Grünanlagen, Spielplätzen oder typischen Quartiersstrukturen zugunsten gesichts-
ƭƻǎŜǊ αYƭƛƳŀǎƛŜŘƭǳƴƎŜƴάΦ 

6. Klares Nein zu Enteignungen und Mietendeckeln: Wir treten für einen funktionie-
renden Wohnungsmarkt ein, nicht für sozialistische Eingriffe in Eigentumsrechte. 

7. Förderung regionaltypischer Architektur: Baukultur soll Identität stiften. Der Bau 
von Wohnungen in traditionellen Baustilen, angepasst an das Ortsbild, soll wieder 
zum Standard werden. 

8. Umfassende Entlastung für Handwerker und Baugewerbe: Reduktion der Auflagen 
im Bauprozess, steuerliche Entlastung bei der Ausbildung von Fachkräften, gezielte 
Förderung des Bau-Nachwuchses. 

9. Ausbau der Infrastruktur für neue Wohngebiete: Schulen, Kitas, Ärzte, Einkaufsmög-
lichkeiten und ÖPNV müssen mitwachsen ς keine bloße Flächenerschließung ohne 
Lebensqualität. 

10. Wohnen in Arbeitsplatznähe. Wo möglich, soll Wohnen und Arbeiten wieder zusam-
mengeführt werden. Dies spart Zeit, Energie, Geld, und optimiert dadurch die Le-
bensqualität. 

11. Zuwanderungsbremse als Wohnraumpolitik: Die unbegrenzte Aufnahme von Mig-
ranten hat direkte Auswirkungen auf den Wohnungsmarkt. Eine Begrenzung und 
klare Steuerung der Migration ist daher zwingende Voraussetzung für Entlastung.  

12. In Baden-Württemberg soll die Grunderwerbsteuer von 5 % auf 2 % gesenkt wer-
den. Zusätzlich bekommt jede Privatperson einen Freibetrag Ǿƻƴ нлΦллл ϵ (lebens-
langes Steuerguthaben), das bei jedem Immobilienkauf stückweise aufgebraucht 
wird ς egal, ob man selbst einzieht, oder vermietet. Die Grundsteuer C wird in Ba-
den-Württemberg ausgesetzt.  
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12 Umweltpolitik: Vernunft statt Ideologie ς Schutz 
der Natur mit gesundem Menschenverstand 

 

Ausgangslage: 

Baden-Württemberg ist reich an landschaftlicher Schönheit und ökologischer Vielfalt. Frü-
her war Umweltpolitik vor allem geprägt von praktischem Naturschutz, nachhaltiger Forst-
wirtschaft und einem vernünftigen Umgang mit Ressourcen. Die Natur wurde respektiert, 
aber nicht politisch ideologisiert. Umweltbelange wurden mit Blick auf die Wirtschaft und 
die Menschen im Land ausgewogen behandelt. 

Heute hingegen hat sich die Umweltpolitik unter grünem Einfluss zunehmend zu einem 
ideologischen Kampffeld entwickelt. Windkraftanlagen werden rücksichtslos in Landschaf-
ǘŜƴ ƎŜŘǊǸŎƪǘΣ ǿŜǊǘǾƻƭƭŜ bŀǘǳǊǊŅǳƳŜ ȊŜǊǎǘǀǊǘΣ ǳƴŘ .ǸǊƎŜǊǊŜŎƘǘŜ ȊǳƎǳƴǎǘŜƴ Ǿƻƴ αYƭƛƳŀȊƛŜπ
leƴά ŀǳǎƎŜƘŜōŜƭǘΦ 5ƛŜ CƛȄƛŜǊǳƴƎ ŀǳŦ ŜƛƴŜ 9ƴŜǊƎƛŜǿŜƴŘŜ ǳƳ ƧŜŘŜƴ tǊŜƛǎ ŦǸƘǊǘ Ȋǳ 9ƴŜǊƎƛŜŀǊπ
mut, Insektensterben und einer Verunsicherung in der Bevölkerung. Der traditionelle Na-
turschutz wird durch ideologische Eingriffe ersetzt. Gleichzeitig wird die bewährte Kern-
energie als saubere und sichere Energiequelle diffamiert, obwohl sie in Zukunft dringend 
gebraucht wird. 

 

Unsere Zielsetzung: 

Wir setzen uns für eine Umweltpolitik ein, die Natur, Mensch und Wirtschaft gleichermaßen 
schützt. Umwelt- und Klimaschutz müssen vernünftig, verantwortungsvoll und ohne ideo-
logische Scheuklappen gestaltet werden. Der Schutz unserer Heimat darf nicht zum Feind-
bild der Bürger werden, sondern muss deren Lebensraum bewahren und sichern. 

 

Konkrete Maßnahmen: 

1. Keine neuen Windkraftanlagen auf landwirtschaftlichen Flächen oder in Natur-
schutzgebieten: Wir setzen uns für den Stopp weiterer hochgradig subventionierter 
Windradprojekte ein, die in der Bevölkerung auf breite Ablehnung stoßen und 
wertvolle Landschaft zerstören. 

2. Strikte Prüfung von Windkraftanlagen: Bestehende Genehmigungen sind auf ihre 
Einhaltung von Umwelt- und Lärmschutzvorgaben hin zu überprüfen. Die Schall-
grenzen für die zumutbare Lärmbelastung durch Dynamo und Windflügel sind zu 
senken. Der Schattenwurf und damit das Flackern im Wohngebiet muss verhindert 
werden. Verstoßende Anlagen müssen zurückgebaut werden. Windkraftanlagen 
sind alle zwei Jahre einer Prüfung durch den TÜV auf Sicherheit, Funktionsfähigkeit 
und Umweltverträglichkeit zu unterziehen. 
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3. Förderung von energieeffizienten, dezentralen Lösungen: Statt auf Wind und Sonne 
als alleinige Energiequellen zu setzen, fördern wir auch Biomasse, Geothermie und 
neue Technologien, die die Versorgungssicherheit stärken. 

4. Klares Bekenntnis zur Kernenergie: Baden-Württemberg soll sich auf Bundesebene 
dafür stark machen, die Nutzung moderner, sicherer Kernkrafttechnologien wieder 
aufzunehmen. Landespolitisch wollen wir entsprechende Vorbereitungen und For-
schung unterstützen. 

5. Naturschutz mit Augenmaß: Erhalt von Wäldern, Feuchtgebieten und landwirt-
schaftlichen Biotopen mit Respekt vor der natürlichen Entwicklung. Kein ideologi-
scher Eingriff in bewährte nachhaltige Land- und Forstwirtschaft. 

6. Transparente Umweltverträglichkeitsprüfungen: Alle umweltrelevanten Projekte 
müssen sorgfältig geprüft werden ς Bürgerbeteiligung ist dabei verbindlich sicher-
zustellen. 

7. Die WerteUnion in Baden-Württemberg wird sich im Bund für die Abschaffung der 
Vorzugseinspeisung Erneuerbarer Energien einsetzen. 

8. ±ŜǊƘƛƴŘŜǊǳƴƎ Ǿƻƴ αƎǊǸƴŜƳά [ƻōōȅƛǎƳǳǎ ƛƴ ¦ƳǿŜƭǘōŜƘǀǊŘŜƴΥ ¦ƳǿŜƭǘǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜ 
Entscheidungen müssen sachlich, transparent und unabhängig von grünen NGOs 
getroffen werden. 

9. Kampf gegen Insektensterben: Unterstützung nachhaltiger Landwirtschaftsprakti-
ken, die Biodiversität fördern, ohne den Landwirten überzogene Auflagen zu ma-
chen. 

10. Umweltschutz und Wirtschaftsförderung in Einklang bringen: Umweltpolitik soll 
Rahmenbedingungen schaffen, welche Innovationen in Umwelttechnik fördern 
und gleichzeitig Arbeitsplätze sichern. 
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13 Landwirtschaftspolitik: Rückbesinnung auf bäuer-
liche Stärke statt ideologischer Gängelung 

 

Ausgangslage: 

Baden-Württemberg war über Jahrzehnte geprägt von einer starken, bäuerlichen Land-
wirtschaft ς regional verwurzelt, familiengeführt, ökologisch nachhaltig und wirtschaftlich 
tragfähig. Die Vielfalt landwirtschaftlicher Betriebe vom Hohenloher Land über die Schwä-
bische Alb bis zum Kaiserstuhl war Ausdruck eines gesunden Gleichgewichts zwischen 
Mensch, Natur und Markt. 

Doch heute stehen immer mehr Höfe unter massivem Druck. Unzählige Betriebe haben 
bereits aufgegeben ς nicht etwa wegen zu wenigem Einsatzes oder Könnens, sondern we-
gen einer immer restriktiveren Regelflut aus Stuttgart, Berlin und Brüssel. Besonders in den 
letzten zehn Jahren unter grün-geführter Landesregierung ist die Landwirtschaft zum ide-
ologischen Experimentierfeld degradiert worden. 

Landwirte werden zu Schuldigen stilisiert ς für das Insektensterben, für das Klima, für das 
Grundwasser ς obwohl sie oft über mehrere Generationen maßvoll und nachhaltig gewirt-
schaftet haben. Gleichzeitig werden sie von immer neuen Vorschriften, Flächenstilllegun-
gen und Bürokratie überrollt. Es herrscht ein Klima der Misstrauenskultur statt der Partner-
schaft. 

 

Unsere Zielsetzung: 

Landwirtschaft in Baden-Württemberg darf kein Auslaufmodell werden. Die WerteUnion 
steht für eine Politik, die den Landwirt als freien Unternehmer und Naturnutzer ernst 
nimmt ς nicht als ideologisch verdächtigen Emittenten. Wer unser Land liebt, der stärkt 
seine Bauern. Sie sind die wahren Grünen ς im besten Sinne des Wortes. 

Die WerteUnion steht daher an der Seite unserer Landwirte ς und nicht über ihnen. Wir se-
hen in der bäuerlichen Landwirtschaft eine tragende Säule für Versorgungssicherheit, regi-
onalen Wohlstand, Landschaftspflege und kulturelle Identität. Wir wollen die Bauern nicht 
bevormunden, sondern stärken. Das Vertrauen in die Land- und Forstwirtschaft muss wie-
der hergestellt werden. Das Wissen und die Erfahrung eines Landwirtes kann ein Bürokrat 
nicht ersetzen. Landwirtschaft soll wieder wirtschaftlich tragfähig, freiheitlich gestaltbar 
und gesellschaftlich anerkannt sein. 
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Konkrete Maßnahmen: 

1. Stopp der ideologischen Gängelung - praxisorientierte Agrarpolitik: Keine weiteren 
Verschärfungen von Düngeregeln, Pflanzenschutzauflagen oder Tierhaltungsver-
ordnungen ohne wissenschaftlich belegte Notwendigkeit und wirtschaftliche Zu-
mutbarkeit. 

2. Förderung regionaler Wertschöpfungsketten: Ausbau von Vermarktungsinfrastruk-
tur, Hofläden, regionalen Schlachthöfen und bäuerlichen Genossenschaften. Regio-
nales soll nicht Luxus, sondern Standard werden. 

3. Stärkung der Nutztierhaltung im Land: Gegen pauschale Verbotsideologie. Ver-
schärfung der Stalltierhaltung überprüfen. Unterstützung für tiergerechte, aber 
wirtschaftlich sinnvolle Stallumbauten durch praxisnahe Förderprogramme. 

4. Einrichtung einer Art αLandesanwaltschaftά für Landwirtschaft: Diese soll alle Geset-
zesentwürfe und Verordnungen auf ihre Landwirtschaftsverträglichkeit prüfen und 
Widerspruchsrechte wahrnehmen können ς ŜƛƴŜ !Ǌǘ αƭŀƴŘǿƛǊǘǎŎƘŀŦǘƭƛŎƘŜǊ hƳōǳŘǎπ
ƳŀƴƴάΦ 

5. Junglandwirte-Offensive - Lebensverhältnisse verbessern: Förderung von Hofnach-
folgen, Gründungsdarlehen, Bürokratieabbau für neue Betriebe und Vermittlungs-
programme zwischen Altbauern und interessierten Neueinsteigern. 

6. Faire Lebensmittelpreise statt Dumping durch Discounter: Landesinitiativen gegen 
ruinösen Preisdruck des Einzelhandels.  

7. Schutz vor Flächenfraß: Keine weiteren Solarfelder auf Ackerflächen, keine Windin-
dustrieanlagen auf Weideflächen. Vorrang der Lebensmittelproduktion statt Öko-
Industrialisierung des ländlichen Raums. 

8. Respekt für bäuerliche Arbeit in der Gesellschaft stärken: Landesweite Imagekam-
pagnen, Einbindung der Landwirtschaft in Schulunterricht und Medienformate, An-
erkennung durch öffentliche Institutionen. 

9. Landwirtschaftliche Ressourcen sichern: Baden-Württemberg hat sehr gute land-
wirtschaftliche Böden. Die Erhaltung ist im ureigensten Interesse der Landwirte. Oft 
über Generationen hinaus. Hieraus verdienen die Landwirte mehr Vertrauen. 

10. Naturschutz aus Überzeugung: Der Landwirt braucht volle Transparenz über die In-
haltsstoffe der Tiernahrung. 

11. Fairer Wettbewerb: Die Landwirte müssen in einem fairen Wettbewerb stehen. Die 
regionale Produktion und Vermarktung stehen im Vordergrund. 

12. Die Landwirtschaft braucht beim Mindestlohn Ausnahmen: Beim Mindestlohn müs-
sen Essensleistungen und kostenlose Unterkunftsmöglichkeiten berücksichtigt wer-
den. Landwirtschaft muss konkurrenzfähig bleiben. 
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13. Digitalisierung der Verwaltung ς nicht der Kontrolle: Digitale Erleichterung bei För-
dermittelanträgen, Betriebsdokumentationen und allgemeinen Antragstellungen. 
Verzicht auf permanente Echtzeitüberwachung und Misstrauensbürokratie. 

14. Klares Nein zur Zwangsökologisierung: Bio ist eine bewährte Ergänzung, darf aber 
nicht zum Zwang werden: Vielfalt statt Einfalt. 

15. Reduzierung der Grundsteuer: Die Land- und Forstwirtschaft trägt erheblich zum 
Freizeitwert und Tourismus unseres Landes bei. Hierfür müssen Flächen, welche 
auch als Spazier- und Wanderwege genutzt werden, teils von den jeweiligen Eigen-
tümern auf eigene Rechnung instandgehalten werden. Wo dies der Fall ist, ist die 
Grundsteuer zu überdenken. 

16. Forstwirtschaft in einem gesunden Verhältnis zu Ökonomie und Ökologie: Entschei-
dungsfreiheit der Waldbesitzer bezüglich Eigentum und Erhaltung des Bun-
deswaldgesetzes von 1975. 
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14 Kulturpolitik: Heimat stärken, Identität bewahren, 
Vielfalt ermöglichen ς ohne Beliebigkeit 

 

Ausgangslage: 

Baden-Württemberg ist ein Land mit einer reichen Kulturgeschichte: Vom alemannischen 
und schwäbischen Brauchtum über eine weltberühmte Musik- und Theatertradition bis hin 
zu bedeutenden Museen, Autoren, Architekten und Komponisten. Die Kultur war stets Aus-
druck von Identität, Heimatbewusstsein und Gemeinsinn ς tief verwurzelt in den Regionen 
und getragen von bürgerlichem Engagement, von Vereinen, Kirchen, Gemeinden und en-
gagierten Persönlichkeiten. 

Doch in den letzten zwei Jahrzehnten hat sich die Ausrichtung der Kulturpolitik grundle-
ƎŜƴŘ ǾŜǊǎŎƘƻōŜƴΦ [ŀƴŘŜǎƳƛǘǘŜƭ ŦƭƛŜǖŜƴ ȊǳƴŜƘƳŜƴŘ ƛƴ ǇƻƭƛǘƛǎŎƘ ƳƻǘƛǾƛŜǊǘŜ αtǊƻƧŜƪǘŜ ƎŜƎŜƴ 
wŜŎƘǘǎάΣ ƛƴ ǇƻǎǘƪƻƭƻƴƛŀƭŜ ƻŘŜǊ ƛŘŜƴǘƛǘŅǘǎǇƻƭƛǘƛǎŎƘ ƳƻǘƛǾƛŜǊǘŜ YǳƴǎǘŀƪǘƛƻƴŜƴΣ ƛƴ ǳǊōŀƴŜ α5ƛǎπ
ƪǳǊǎǊŅǳƳŜά ǳƴŘ DŜƴŘŜǊƪǳƴǎǘƛƴƛǘƛŀǘƛǾŜƴΦ 5ƛŜ ƪƭŀǎǎƛǎŎƘŜ IƻŎƘƪǳƭǘǳǊΣ ŘƛŜ IŜƛƳŀǘǇŦƭŜƎŜΣ ŘƛŜ 
Vereinsmusik und die Dichtertradition sowie das kulturelle Ehrenamt hingegen geraten ins 
Hintertreffen ς finanziell wie gesellschaftlich. 

±ƛŜƭŜ aŜƴǎŎƘŜƴ ŜǊƭŜōŜƴ ƘŜǳǘŜ ŜƛƴŜƴ ƪǳƭǘǳǊŜƭƭŜƴ ±ŜǊƭǳǎǘΥ aŀƴ ŘŀǊŦ ƴƛŎƘǘ ƳŜƘǊ αŘŜǳǘǎŎƘŜ 
YǳƭǘǳǊά ǎŀƎŜƴΣ ƻƘƴŜ ōŜƭŜƘǊǘ Ȋǳ ǿŜǊŘŜƴΦ IŜƛƳŀǘ ǿƛǊŘ ȊǳǊ ±ŜǊŘŅŎƘǘƛƎǳƴƎΦ {ǘƻƭȊ ǿƛǊŘ ȊǳǊ tǊƻπ
vokation. Diese Tendenzen gilt es zu beenden. 

Tradition und Moderne sind kein Widerspruch. Es sind die zwei Seiten einer Medaille. Es ist 
ein stabiles Fundament, auf dem sich immer Neues entwickeln kann. 

Die WerteUnion steht für eine Kultur, die verbindet, die trägt, die prägt ς und die stolz auf 
die eigenen Wurzeln ist. Unser kulturelles Erbe ist kein Museumsstück, sondern eine leben-
dige Kraftquelle. Wir machen Schluss mit kulturpolitischer Entwertung und setzen wieder 
auf Identität, Tiefe, Würde und Freiheit der Kunst.  

 

Unsere Zielsetzung: 

Die WerteUnion will eine Kulturpolitik, die wiederaufbauend, identitätsstiftend und hei-
matverbunden wirkt. Wir fördern Kunst und Kultur, die schöpferisch, reflektiert und werte-
gebunden ist ς politische Umerziehungsmaßnahmen unter dem Deckmantel der Kultur 
werden wir nicht mehr fördern. Kultur ist kein Experimentierfeld für gesellschaftspolitische 
Utopien, sondern ein Fundament für geistige Tiefe, historische Erinnerung und soziale Bin-
dung. 
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Konkrete Maßnahmen: 

1. Schutz und Stärkung des kulturellen Erbes: Pflege und Restaurierung historischer 
Bauwerke, Kirchen, Schlösser und Denkmäler. Förderprogramme für Museen mit 
landesgeschichtlichem Schwerpunkt. Bessere Ausstattung der Denkmalpflege. 

2. Förderung der Heimat- und Brauchtumskultur: Unterstützung von Trachten-,  
Musik-, Schützen- und Fastnachtsvereinen. Brauchtum ist keine Folklore, sondern 
gelebte Tradition. Fördermittel sollen bewusst in ländliche Räume fließen. 

3. Reform der Kulturförderung des Landes: Klare Priorisierung traditioneller Hochkul-
tur (Musik, Theater, Literatur, Kunst) sowie bürgerschaftlicher Kulturinitiativen. Kein 
Geld mehr für einseitig politische, identitäts- oder genderpolitisch motivierte Pro-
jekte. 

4. Einführung eines Landes-Heimatpreises: Würdigung von Initiativen, Projekten und 
Persönlichkeiten, die sich um die kulturelle Identität des Landes verdient machen. 

5. Schulterschluss mit dem Ehrenamt: Ehrenamtliche Kulturträger ς von Chören bis 
Heimatvereinen ς sollen bürokratisch entlastet und unterstützt werden. Einrichtung 
ŜƛƴŜǊ ƭŀƴŘŜǎǿŜƛǘŜƴ {ŜǊǾƛŎŜǎǘŜƭƭŜ α9ƘǊŜƴŀƳǘ YǳƭǘǳǊάΦ 

6. Förderung klassischer Musik, Literatur und Theatertradition: Subventionierte Lan-
desbühnen, Orchester und Literaturhäuser sollen Auftrag erhalten, klassische Werke 
(Schiller, Hölderlin, Hesse, Bach, Mozart, Beethoven etc.) zu pflegen ς nicht durch 
αƪǊƛǘƛǎŎƘŜ 5ŜƪƻƴǎǘǊǳƪǘƛƻƴάΣ ǎƻƴŘŜǊƴ ŘǳǊŎƘ ǿǸǊŘƛƎŜ wŜǇǊŅǎŜƴǘŀǘƛƻƴΦ 

7. Keine Zensur durch politische Auflagen: Künstler sollen frei bleiben. Wer sich außer-
halb des Mainstreams positioniert, darf nicht durch Förderverweigerung oder Diffa-
mierung ausgegrenzt werden. 

8. Einbindung regionaler Identität in die Integrationspolitik: Wer neu in unser Land 
kommt, soll nicht nur Rechte genießen, sondern auch die Kultur der Heimatregion 
kennen- und respektieren lernen. Integration ohne kulturelle Selbstaufgabe ist 
möglich ς aber nur bei klarer kultureller Selbstvergewisserung. 
















